
Menge Alkohol zu sich genommen hatte und obwohl 
er von seinem Schwiegervater auf die mögliche Gefahr 
hingewiesen worden war. Der Angeklagte G. dagegen 
hat zwar beim Beginn des Trinkgelages ebenfalls 
gewußt, daß der Angeklagte F. noch die Rückfahrt 
durchzuführen hatte, d. h. er hat gewußt, daß er diese 
Fahrt unter Alkoholeinfluß wird antreten müssen, er 
ist aber im Zeitpunkt der Abfahrt nicht mehr voll 
zurechnungsfähig gewesen und war nicht mehr in der 
Lage, die Fahrt zu verhindern.

Bei der Strafzumessung mußte von der Tatsache aus­
gegangen werden, daß die Angeklagten durch ihr 
pflichtwidriges und fahrlässiges Verhalten den Tod 
eines Menschen und weiteren, nicht unbedeutenden 
Personen- und Sachschaden herbeigeführt haben. Bei 
den Angeklagten B. und G. steht dabei im Vorder­
grund, daß sie die ihnen nach der Verordnung zum 
Schutze der Arbeitskraft und nach der Arbeitsschutz- > 
bestimmung 361 obliegende Pflicht der Sorge um die 
Gesundheit und das Leben des Werktätigen in grober 
Weise verletzt haben. Die Einhaltung der Bestimmun­
gen der Verordnung zum Schutze der Arbeitskraft und 
der darauf beruhenden Arbeitschutzbestimmungen 
gehört zu einem Prinzip der sozialistischen Wirtschaft 
und ist oberste Pflicht eines jeden in der Wirtschaft 
tätigen Funktionärs. Wer diese Pflicht nicht erfüllt, 
wer nicht beachtet, daß aus seinem Verhalten gefähr­
liche Folgen entstehen können, wer dem Schutze des 
Lebens und der Gesundheit nicht die nötige Aufmerk­
samkeit zuwendet, dessen Verhalten steht in schroffem 
Widerspruch zu den Interessen der Werktätigen und ist 
in hohem Maße verwerflich und mißbilligenswert. 
Diese Gesichtspunkte waren der Beurteilung der Ange­
klagten B. und G. zugrunde zu legen. Obwohl sie in 
ihrer Stellung als Fahrdienstleiter bzw. als stellvertre­
tender Fahrdienstleiter die gleiche Verantwortung tru­
gen, haben sie sich doch aus den bereits genannten 
Gründen nicht in gleichem Maße schuldig gemacht. Es 
kommt hinzu, daß der Angeklagte B. schon ganz kon­
krete Erfahrungen in bezug auf den Alkohol gesammelt 
hatte. Er war jedenfalls dadurch eindringlich gewarnt 
worden, daß ihm im Jahre 1952 die Fahrerlaubnis 
wegen Trunkenheit am Lenkrad für die Dauer von 
einem Jahr entzogen worden war. Hieraus hätte der 
Angeklagte B. die notwendigen Schlußfolgerungen zie­
hen müssen.

Diese besonderen Umstände veranlaßten den Senat, 
die für die beiden Angeklagten zu erkennenden Strafen
— abweichend von den Anträgen der Staatsanwalt­
schaft — entsprechend zu differenzieren. Der Senat 
hielt für den Angeklagten B. eine Gefängnisstrafe von 
2 Jahren und für den Angeklagten G. eine solche von 
einem Jahr für notwendig und ausreichend.

Art. 8 der Verfassung; §§ 118, 140 StPO.
Uber die Voraussetzungen der Postbeschlagnahme.
BG Karl-Marx-Stadt, Beschl. vom 10. Dezember 1955

— 3 Qs 287/55.
Die Beschuldigte hat in ihrer Eigenschaft als Zeitungsver­

käuferin 95,05 DM einkassierte Zeitungsgelder unterschlagen. 
Nach Einleitung des Ermittlungsverfahrens ist die Beschul­
digte flüchtig geworden. Das Verbrechen selbst ist aufgeklärt. 
Der Aufenthalt der Beschuldigten ist unbekannt. Es ist ver­
mutet worden, daß die Beschuldigte an ihre frühere Wirtin 
noch schreibt. Der Staatsanwalt des Kreises H. hat deshalb die 
Beschlagnahme der an die Wirtin gerichteten Postsendungen 
angeordnet. Das Kreisgericht hat die richterliche Bestätigung 
gern. § 140 StPO mit der Begründung abgelehnt, daß die Be­
schlagnahme für die Ermittlung nicht von Bedeutung sei.

Die Beschwerde des Staatsanwalts hiergegen hatte keinen 
Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Dem Kreisstaatsanwalt ist zwar darin zuzustimmen, 

daß die Aufenthaltsermittlung für die Untersuchung 
von Bedeutung ist, trotzdem konnte aber die Beschwerde 
keinen Erfolg haben.

§ 118 StPO unterscheidet zwei Fälle der Postbeschlag­
nahme, nämlich eine generelle und die Beschlagnahme 
einzelner Sendungen. Die generelle Postbeschlagnahme 
ist nur gegen den Beschuldigten zulässig. Dabei ist 
lediglich Voraussetzung, daß gegen den Beschuldigten 
ein Ermittlungsverfahren läuft. Der zweite Fall der 
Postbeschlagnahme ist an mehrere Voraussetzungen 
geknüpft. Es kann sich jeweils nur um bestimmte Sen­
dungen handeln, wie sich aus dem Wortlaut, „solche

Sendungen..., bei denen der Verdacht besteht“, er­
gibt. Es muß der Verdacht bestehen, daß die Sendung 
vom Beschuldigten herrührt oder für ihn bestimmt ist. 
Schließlich muß mindestens die Möglichkeit bestehen, 
daß der Inhalt der Sendung für die Untersuchung von 
Bedeutung ist.

Der Kreisstaatsanwalt hat jedoch eine generelle Be­
schlagnahme aller an eine dritte Person, nämlich die 
ehemalige Wirtin der Beschuldigten, gerichteten Sen­
dungen angeordnet. Diese Maßnahme ist aber nach 
§ 118 StPO nicht zulässig und verletzt Art. 8 der Verfas­
sung. Das Kreisgericht hat daher mit Recht die Bestä­
tigung nach § 140 StPO abgelehnt.

(Mitgeteilt von Friedrich Schlappa, 
Richter am Bezirksgericht Karl-Marx-Stadt)

Zivilrecht
§ 157 BGB.
Ein Räumungsvergleich ist kein Daucrschuldtitel für 

die Beitreibung künftig fällig werdender Mietzinsforde­
rungen. Er erstreckt sich lediglich auf den im Vergleich 
festgestellten Mietrückstand. Neben dem Zahlungstitel 
erlischt auch der Räumungstitel, wenn die rückständigen 
Mietbeträge und die mit diesen gleichzeitig zu zahlen­
den Beträge der laufenden Miete gezahlt sind.

Stadtgericht von Groß-Berlin, Beschl. vom 8. Dezem­
ber 1955 — 3 T 244/55.

Die Parteien haben am 28. April 1953 vor dem Stadtbezirks­
gericht einen Vergleich geschlossen, in dem sich die Schuld­
nerin verpflichtete, den aufgelaufenen Mietrückstand von 
166,90 DM in monatlichen Raten von 30 DM neben der laufen­
den Miete ab 1. Mai 1953 pünktlich zu zahlen. Die Schuld­
nerin hat die Verpflichtung aus dem Vergleich nicht ein­
gehalten. Sie hat in der Zeit von Mai bis Juli 1953 nur 
96,50 DM gezahlt. Unter Einbeziehung der nicht gezahlten, 
nach Abschluß des Vergleichs fällig gewordenen Mieten von 
insgesamt 124,50 DM hat die Gläubigerin wegen einer 
Gesamtforderung von 200,34 DM den Erlaß eines Pfändungs­
und Uberweisungsbeschlusses beantragt.

Durch Beschluß vom 9. September 1955 hat das Stadtbezirks­
gericht den Beschluß nur in Höhe von 166,90 DM erlassen 
und den weitergehenden Antrag der Gläubigerin zurück­
gewiesen mit der Begründung, daß darüber kein zur 
Zwangsvollstreckung geeigneter Titel vorliege.

Mit Beschluß vom 6. Oktober 1955 hat das Stadtbezirks­
gericht die dagegen eingelegte Erinnerung zurückgewiesen, 
weil der Vergleich, aus dem die Gläubigerin gegen die 
Schuldnerin die Zwangsvollstreckung betreibe, nicht die 
Möglichkeit einer Eintreibung der laufenden Miete beinhalte, 
wenn sich auch die Schuldnerin zur pünktlichen Zahlung 
der laufenden Miete verpflichtet habe. Der Schuldtitel 
erstrecke sich nur auf den bei Abschluß des Vergleichs 
aufgelaufenen Mietrückstand von 166,90 DM.

Gegen diesen Beschluß wendet sich die Gläubigerin mit 
der sofortigen Beschwerde. Sie führt dazu aus, daß die 
Schuldnerin sich freiwillig zur pünktlichen Mietzahlung ver­
pflichtet habe und dieser Verpflichtung keine gesetzlichen 
Bestimmungen entgegenstehen. Es sei daher nicht zu unter­
suchen, ob die Möglichkeit bestehe, einen Schuldner zur 
künftig fällig werdenden Mietzahlung zu verurteilen. Es 
komme letztlich nur darauf an, ob die Formulierung des 
Vergleichs vom 28. April 1953, „daneben ist ab 1. Mai 1953 die 
laufende Miete im derzeitigen Betrage von 41,50 DM pünkt­
lich zu zahlen“, für eine Zwangsvollstreckung ausreiche. Dies 
müsse jedoch als statthaft angesehen werden, da eine andere 
Regelung unnötige Belastungen mit sich bringe, weil dann 
immer die neu fällig werdenden Rückstände neu eingeklagt 
werden müßten.

Die Beschwerde ist unbegründet.

Aus den G r ü n d e n :
Der angefochtene Beschluß geht in Auslegung des 

Vergleichs gern. § 157 BGB zutreffend davon aus, daß 
die von der Schuldnerin eingegangene Verpflichtung in 
dem Vergleich vom 28. April 1953, neben der Raten­
zahlung auf den Mietrückstand von 166,90 DM die ab 
1. Mai 1953 fällig werdenden laufenden Mieten in Höhe 
von monatlich 41,50 DM pünktlich zu zahlen, keinen 
Titel zur Beitreibung der künftig fällig werdenden 
Mieten im Wege der Zwangsvollstreckung darstellt. 
Vielmehr ist damit nur festgestellt worden, daß die 
Zahlung der laufenden Mieten neben den' Ratenzah­
lungen auf den Mietrüdestand nicht vernachlässigt wer­
den darf. Beides, die Zahlung der Raten und die pünkt­
liche Zahlung der laufenden Miete, bildete die Vor­
bedingung dafür, daß die Gläubigerin auf ihren Räu­
mungsanspruch verzichtete. Für den Fall, daß die 
Schuldnerin die Raten oder die laufende Miete nicht 
pünktlich zahlen würde, sollte sie zur Räumung der 
Wohnung verpflichtet sein. Die Stellung des Satzes in
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